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VORWORT 
 
 
 
Die Idee zu dieser Arbeit entstand während eines Pflichtwahlpraktikums 
beim DSF Deutsche SportFernsehen GmbH in München/Ismaning im Früh-
jahr 2004.  
 
Die durch den privaten Fernsehsender „9Live“ mit unerwartet großem wirt-
schaftlichen Erfolg in das Medium Fernsehen implementierten sogenannten 
Call-In-Shows bewegten sich zu jener Zeit noch im Graubereich einer juris-
tisch nicht eindeutig geklärten Rechtslage. (Private) Fernsehsender und Lan-
desmedienanstalten befanden sich in einer hitzigen Debatte über die rechtli-
che Bewertung dieser neuen Sendeformate, deren Einordnung als „Glücks-
spiele“ oder „Gewinnspiele“ sowie Fragen der Reglementierung. 
 
Gleichzeitig entspann sich aufgrund des zunehmenden wirtschaftlichen Er-
folgs von Sportwetten (nicht zuletzt dank des forschen Marktauftritts einiger 
privater Betreiber in Ostdeutschland) in der juristischen Literatur und Recht-
sprechung eine heftige Diskussion über Einordnung und Reglementierung 
von Sportwetten im Besonderen und Glücksspielen im Allgemeinen. Dazu 
gehörte auch die Streitfrage, ob Sportwetten im Rundfunk beworben werden 
dürfen.  
 
Die Diskussionen über die Fernsehwerbung für Sportwetten und die Veran-
staltung von Call-In-Shows im Fernsehen führten mich zu der daran anknüp-
fenden Frage, inwieweit sich im Medium Fernsehen überhaupt „Glücksspie-
le“ und „glücksspielähnliche Spiele“ vermarkten lassen, ohne mit geltendem 
Recht in Konflikt zu geraten. Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, dieser Fra-
gestellung auf den Grund zu gehen. 
 
Ein nicht unerhebliches Erschwernis bei der Bearbeitung dieses hochinteres-
santen und praxisrelevanten Themas war dessen hohe Aktualität, bedingt 
durch die andauernd rasante Fortentwicklung des Glücksspielrechts während 
der letzten Jahre: Eine inzwischen unüberschaubare Fülle an Rechtsprechung 
aller Instanzen und aller Rechtszüge (u.a. BVerwG, BGH und BVerfG), eine 
zeitgleich einsetzende Welle an Veröffentlichungen in der juristischen Fach-
literatur und nicht zuletzt die rege Tätigkeit der (Landes-)Gesetzgeber (Erlass  
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bzw. Änderung des Lotterie-, des Glücksspiel- und des Rundfunkstaatsver-
trages) mit Bezug zur hier behandelten Thematik machten es durchaus zu ei-
ner Herausforderung, die Arbeit kontinuierlich auf dem aktuellen Stand zu 
halten. Die vorliegende Fassung zeigt, dass dies gleichwohl geglückt ist. 
 
Diese Arbeit unternimmt den Versuch, die mittlerweile nur noch Insidern 
verständliche Rechtslage am Schnittpunkt zwischen Rundfunk-/Wirtschafts- 
und Glücksspielrecht zu erläutern und einen wissenschaftlich fundierten Bei-
trag zur weiterhin andauernden juristischen Fachdiskussion zu leisten. 
 
 
München, im November 2008 
 
 
Stephan Fackler 
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EINFÜHRUNG IN DIE THEMATIK 
 
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt neben den in der ARD zusammen-
geschlossenen öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten und dem ZDF inzwi-
schen über 342 private Fernsehprogramme1. Dieses reichhaltige und vielfälti-
ge TV-Angebot setzt sich zusammen aus Free-TV, Pay-TV und regiona-
len/lokalen Fernsehangeboten. Das bundesweit verbreitete Free-TV-Angebot 
besteht aus 17 Vollprogrammen und 33 Spartenprogrammen, das Pay-TV-
Angebot umfasst 33 Pay-TV-Sender, daneben existieren 234 regionale und 
lokale Fernsehprogramme2.  
 
Der überwiegende Teil dieser Sender finanziert sich primär aus Werbeein-
nahmen3. Die Umsätze am Fernsehwerbemarkt sind dementsprechend hoch. 
Spätestens seit dem konjunkturbedingten Einbruch des Werbemarktes im 
Jahr 2001 haben die Sender jedoch schmerzlich erfahren müssen, dass eine 
allzu einseitige finanzielle Abhängigkeit vom Werbemarkt durchaus proble-
matisch sein kann. Seitdem bemühen sich die Fernsehveranstalter mit Nach-
druck, ihre Finanzierung durch „Diversifikation“4 auf eine breitere Basis zu 
stellen.  
 
In ihrem Bestreben neue Einnahmequellen zu erschließen, haben die TV-
Sender das Glücksspiel entdeckt, das nahezu unbeeinflusst von konjunkturel-
len Schwankungen zu sein scheint. Für eine Vermarktung des Glücksspiels 
im Fernsehen kommen verschiedene Möglichkeiten in Betracht: Zum einen 
können Glücksspiele Dritter (= staatlicher oder privater Veranstalter) im 
klassischen Sinne beworben werden, wodurch Werbeeinnahmen generiert 
werden. Zum anderen können Glücksspiele Dritter an Endverbraucher ver-
mittelt werden, was dem jeweiligen Sender Vermittlungs-Provisionen ein-
bringt. Schließlich liegt die Versuchung nahe, im Fernsehen selbst Glücks-
spiele zu veranstalten, was zu direkten Einnahmen aus den veranstalteten 
Spielen führen würde. 
Letztere Variante erscheint insbesondere deshalb verlockend, weil Fernseh-
veranstalter aus wirtschaftlichen Gründen laufend daran interessiert sind, ihr 
Programm fortzuentwickeln, um sich neue Zuschauerkreise zu erschließen.  
 
Seit einigen Jahren erfreuen sich glücksspielähnliche interaktive TV-Spiele 
(sog. Call-Ins) beim Fernsehpublikum steter Beliebtheit und generieren z.T. 

                                           
1  ALM Jahrbuch 2006, S. 192 f. 
2  ALM Jahrbuch 2006, S. 192 f. 
3  Werbung in Deutschland 2007, S. 302 
4  = Verbreiterung der Einnahmenbasis 
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beträchtliche Einnahmen, indem sie den Zuschauer motivieren, sich am Spiel 
durch Anwahl einer kostenpflichtigen Telefon-Hotline zu beteiligen. Mit der-
artigen neuen TV-Formaten geraten die veranstaltenden Fernsehsender aller-
dings leicht in die juristische Grauzone des verbotenen Glücksspiels. 
 
Die vorliegende Arbeit geht der Frage nach, welchen juristischen Risiken 
Fernsehsender bei der wirtschaftlichen Betätigung im Umfeld von Glücks-
spielen und glücksspielähnlichen Spielen ausgesetzt sind. Der Focus der Ar-
beit liegt dabei auf der Untersuchung folgender Bereiche: 
1.  Bewerbung der von Dritten veranstalteten Glücksspiele im Fernsehen 
2.  Vermittlung der von Dritten veranstalteten Glücksspiele durch das 
 Fernsehen 
3.  Veranstaltung von Glücksspielen und glücksspielähnlichen Spielen im 
 Fernsehen  
 
Hinsichtlich der Bewerbung und Vermittlung der von Dritten veranstalteten 
Glücksspiele konzentriert sich die vorliegende Arbeit exemplarisch auf von 
Dritten veranstaltete Sportwetten – insbesondere sog. Oddset-Wetten – und 
deren Bewerbung bzw. Vermittlung durch das Medium Fernsehen. Die Be-
werbung und Vermittlung von Sportwetten stellt dabei eine Thematik dar, 
welche nicht zuletzt durch zahlreiche (auch höchstrichterliche) Gerichtsurtei-
le in den letzten Jahren verstärkt nicht nur in den Blickpunkt und das Be-
wusstsein der juristischen Fachwelt, sondern auch der breiten Öffentlichkeit 
getreten ist.  
Hinsichtlich der eigenen Veranstaltung von Glücksspielen und glücksspiel-
ähnlichen Spielen durch Fernsehsender legt diese Arbeit ihr Hauptaugenmerk 
auf die mittlerweile von zahlreichen Sendern veranstalteten sogenannten 
„Call-In-Shows“ und deren rechtliche Bewertung sowie auf die Veranstal-
tung sender-eigener (Sport-)Wettsendungen. 
 
Eingebunden in diese Problematik wird zudem ein Blick auf den am 
01.07.2004 in Kraft getretenen Lotteriestaatsvertrag (LottStV) und den ihn 
ersetzenden Glückspielstaatsvertrag (GlüStV) (in Kraft getreten am 
01.01.2008) zu werfen sein.  
Der LottStV unternahm erstmalig den Versuch, angesichts der neuen Recht-
sprechung länderübergreifend eine Vereinheitlichung der Rahmenbedingun-
gen für die Veranstaltung von Glücksspielen zu verwirklichen. Die Materie 
des Glücksspielrechts hat jedoch in den letzten Jahren aufgrund vielfältiger 
Ursachen eine derart rasante Entwicklung erlebt, dass der LottStV nach ein-
helliger Auffassung bereits wenige Jahre nach seinem Inkrafttreten einer No-
vellierung bedurfte, die durch den GlüStV erfolgte. Soweit im Einzelfall an-
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gebracht, wird sowohl auf die Regelungen des GlüStV als auch auf die Rege-
lungen des LottStV eingegangen, die sich in weiten Teilen entsprechen.  
 
Die vorliegende Arbeit basiert auf der zum 01.01.2008 geltenden Rechts- und 
Gesetzeslage und berücksichtigt die bis zu diesem Zeitpunkt ergangenen Ge-
richtsentscheidungen. 
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